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Recht

Nach § 27 Abs. 1 StVO gelten die bestehenden Verkehrsregeln
für geschlossene Verbände sinngemäß. Dies bedeutet, dass der
geschlossene Verband, wie ein Fahrzeug zu behandeln ist. Das
hat zur Folge, dass z.B. nach dem berechtigten Einfahren in eine
Kreuzung durch das erste Fahrzeug der Kolonne die einzelnen
dem Verband angehörigen Fahrzeuge trotz nunmehr auftauchen-
der bevorrechtigter Fahrzeuge nicht wartepflichtig werden1). In
§ 27 Abs. 3 StVO wird bestimmt, wann ein Verband als ge-
schlossen anzusehen ist. Geschlossen ist danach ein Verband,
wenn er für andere Verkehrsteilnehmer als solcher deutlich er-
kennbar ist. Bei Kraftfahrzeugverbänden muss dazu jedes ein-
zelne Fahrzeug als zum Verband gehörig gekennzeichnet sein.

Durch Beschluss vom 14.09.2006 hat das Kammergericht die
Voraussetzungen für die Annahme eines geschlossenen Verbandes
gem. § 27 Abs. 3 StVO näher definiert. Dabei unterscheidet das
Gericht zwischen Fahrten innerorts und außerorts.

Das Gericht führt aus:
Voraussetzung für einen “geschlossenen Verband” nach § 27
StVO ist neben einer einheitlichen Kennzeichnung, dass die Fahr-
zeuge als eine Zusammenfassung zueinander gehörender Glieder

erkennbar sind. Hierfür müssen die einzelnen Fahrzeuge zuei-
nander einen so geringen Abstand einhalten, dass sie den erfor-
derlichen Sicherheitsabstand gerade erreichen oder nur
geringfügig überschreiten. Mehrere Fahrzeuge, die innerorts mit
ca. 35 km/h in einem Abstand von fast 50 m hintereinander fah-
ren, stellen keinen für den Querverkehr erkennbaren “geschlos-
senen Verband” i. S. d. § 27 StVO dar.

Voraussetzung der Geschlossenheit eines Verbandes ist neben
einer einheitlichen Kennzeichnung, dass der Verband fahrender
Fahrzeuge für die anderen Verkehrsteilnehmer als ein in sich ge-
schlossener, d. h. als eine Zusammenfassung zueinander gehö-
render Glieder zu erkennen ist. Die anderen Verkehrsteilnehmer
müssen also die Geschlossenheit des Verbandes zweifelsfrei er-
kennen können. Die Fahrzeuge des Verbandes müssen sich nicht
nur durch ähnliches Äußeres als zueinander gehörig ausweisen,
sondern auch durch ein ähnliches Verkehrsverhalten. Zum ähnli-
chen Verkehrsverhalten zählt das Fahren in gleicher Richtung mit
annähernd gleicher Geschwindigkeit und annähernd gleichem
Abstand. Der Abstand zwischen den Fahrzeugen darf dabei nicht
so groß sein, dass ein Zusammenhang der Fahrzeuge zueinander
für die anderen Verkehrsteilnehmer nicht mehr erkennbar ist. Für
die Abstandsgröße lässt sich kein allgemein gültiges festes Maß
angeben. Maßgeblich sind vielmehr immer die Umstände des
Einzelfalles, wobei es u. a. auch auf die Verkehrsverhältnisse und
die eingehaltenen Geschwindigkeiten der einzelnen Fahrzeuge
ankommt ( OLG Karlsruhe NZV 1991, 154 ).

Während Außerorts möglicherweise ein Abstand von bis zu
100 m die Verbandszugehörigkeit noch nicht aufheben wird
(OLG Karlsruhe a.a.O.), ist Innerorts von deutlich geringeren Ab-
ständen auszugehen, da in diesen Verkehrsbereichen die Erkenn-
barkeit der Geschlossenheit des Verbandes insbesondere für den
Querverkehr nur durch die Einhaltung möglichst geringer Ab-
stände gewährleistet werden kann. Innerorts können und müssen
die Verbandsfahrzeuge dicht aufgeschlossen fahren, d. h. sie kön-
nen und müssen so geringe Abstände einhalten, dass sie die Si-
cherheitsabstände gerade erreichen oder nur geringfügig
überschreiten. Nur so kann gewährleistet werden, dass die ande-
ren Verkehrsteilnehmer, denen durch das Verbot des § 27 Absatz
2 Satz 2 StVO die Ausübung eines ihnen sonst zustehenden Vor-
rechts untersagt wird, unmissverständlich darauf hingewiesen
werden, dass sie es nicht mit Einzelfahrzeugen sondern mit einem
geschlossenen Verband zu tun haben (BayObLG; BayOBLGSt
1974, 43).
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Geschlossener Verband
nur bei geringem Fahr-
zeugabstand

§

1) Vgl .Jagusch/Hentschel Straßenverkehrsrecht, § 27 StVO Rdnr. 5 m.w.N.

Die Übergangsregelung beträgt zwei Jahre. Die Nachrüstpflicht
gilt für alle Lkw, die ab 2000 zugelassen worden sind.

Deutschland will die Verpflichtung zur Nachrüstung
schnellstmöglich wirksam werden lassen, zumal deutsche Her-
steller bereits seit Ende 2004 neue Lkw freiwillig mit diesen Spie-
geln ausrüsten. Entsprechende Spiegel zur Nachrüstung werden
ebenfalls seit 2004 angeboten.

Auch der Deutsche Bundestag hatte sich wiederholt für eine
schnelle Nachrüstungspflicht für ältere Lkw mit diesen Spiegeln
eingesetzt. Eine Ausnahmeregelung für Feuerwehrfahrzeuge wird
nicht zu begründen sein.
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